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Kantonsrat 

 

P 102 

 

Postulat Bucher Noëlle und Mit. über die Umsetzung der Istanbul-

Konvention: ausreichend Plätze im Frauenhaus Luzern bereitstellen 

und Finanzierung sicherstellen 

 
eröffnet am 10. September 2019  
 
 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, eine bedarfsgerechte Anzahl Schutzplätze für Opfer 
von häuslicher Gewalt im Kanton Luzern bereitzustellen. Gleichzeitig wird er gebeten, die 
Finanzierung dieser Plätze sowie weiterer Massnahmen zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention insbesondere im Bereich der Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit über die Bil-
dungsstelle Häusliche Gewalt sicherzustellen. 
 
Begründung: 
Damit Opfer – meist Frauen und Kinder – besser geschützt werden, beteiligt sich die Schweiz 
seit dem 1. April 2018 an einem verbindlichen Übereinkommen des Europarats, der sogenann-
ten Istanbul-Konvention. Diese verpflichtet den Bund und die Kantone dazu, genügend 
Schutzplätze für Opfer von häuslicher Gewalt anzubieten. Der Sonntagszeitung vom 12. Mai 
2019 war zu entnehmen, dass schweizweit jedes vierte Opfer, das Schutz in einem Frauen-
haus sucht, mangels Platz abgewiesen wird und in einer unbetreuten Pension oder aber im 
alten Umfeld landet. 
 
Das Frauenhaus Luzern richtet sich an akut von häuslicher Gewalt betroffene Frauen. Es 
bietet Schutz, Unterkunft und Beratung für Frauen (mit oder ohne Kind), die von häuslicher 
Gewalt betroffen sind. Es wird vom Kanton Luzern finanziell unterstützt. Im Jahr 2018 such-
ten 81 Frauen und 97 Kinder Schutz im Frauenhaus Luzern. Im Jahresbericht 2018 des 
Frauenhauses Luzern finden sich keine Zahlen, wie viele Frauen mit wie vielen Kindern auf-
grund von Platzengpässen nicht aufgenommen werden konnten. Jedoch ist dem Jahresbe-
richt 2018 (B 163b) auf der Seite 147 zu entnehmen, dass es im Jahre 2018 gegenüber dem 
Vorjahr zu einem deutlichen Anstieg von Opfern häuslicher Gewalt gekommen ist. Demzu-
folge liegt die Annahme nahe, dass auch mehr Frauen und Kinder Schutz im Frauenhaus Lu-
zern suchten. 
 
Mit der Istanbul-Konvention hat der Bund die Verantwortung für die Bereitstellung und Finan-
zierung von ausreichenden Familienschutzplätzen an die Kantone übertragen. Laut Istanbul-
Konvention haben die Kantone dafür zu sorgen, dass genügend Familienschutzplätze bereit-
stehen. Weiter hält die Istanbul-Konvention fest, dass Familienschutzplätze ausreichend 
durch die Kantone finanziert werden müssen. Das Frauenhaus Luzern finanziert sich heute 
jedoch zu einem bedeutenden Teil durch Spenden. 
 
Die Konvention umfasst zudem weitere Massnahmen – dazu zählen neben ausreichend 
Schutzplätzen unter anderem präventive Massnahmen wie Sensibilisierung, Präventions- 
und Öffentlichkeitsarbeit, die im Kanton Luzern von der Bildungsstelle Häusliche Gewalt er-
bracht werden. Die Bildungsstelle Häusliche Gewalt versteht sich als Kompetenzzentrum für 
häusliche Gewalt und arbeitet eng mit dem Frauenhaus Luzern zusammen. Sie informiert 
und sensibilisiert die breite Öffentlichkeit über Formen, Auswirkungen und Folgen häuslicher 
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Gewalt. Sie nimmt Stellung zu aktuellen Entwicklungen, organisiert Veranstaltungen und ent-
wickelt Projekte und Kampagnen. Dafür arbeitet sie mit Institutionen, Behörden und Fachgre-
mien zusammen. 

 
Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat aufgefordert, eine Erhöhung der Anzahl 
Schutzplätze im Frauenhaus Luzern zu prüfen sowie eine ausreichende Finanzierung dieser 
Schutzplätze sowie der Bildungsstelle Häusliche Gewalt sicherzustellen. 
 
Bucher Noëlle 

Reusser Christina  
Schmutz Judith  
Misticoni Fabrizio  
Kurer Gabriela  
Frye Urban  
Estermann Rahel  
Heeb Jonas  
Arnold Valentin  
Zbinden Samuel  
Bärtsch Korintha  
Frey Monique  
Fässler Peter  
Muff Sara  
Schneider Andy   
Sager Urban  
Meyer-Jenni Helene  
Schwegler-Thürig Isabella  
Engler Pia  
Candan Hasan  
Ledergerber Michael  
Roth David  
Budmiger Marcel  
Setz Isenegger Melanie  
Meyer Jörg  
Brunner Simone  
Agner Sara  
Wimmer-Lötscher Marianne 
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Postulat Bucher Noëlle und Mit. über die Umsetzung der Istanbul-Konvention: ausreichend Plätze im Frauenhaus Luzern bereitstellen und Finanzierung sicherstellen



eröffnet am 10. September 2019 Datum wird vom Sekretariat mit Daten nachtragen ergänzt





Der Regierungsrat wird aufgefordert, eine bedarfsgerechte Anzahl Schutzplätze für Opfer von häuslicher Gewalt im Kanton Luzern bereitzustellen. Gleichzeitig wird er gebeten, die Finanzierung dieser Plätze sowie weiterer Massnahmen zur Umsetzung der Istanbul-Konvention insbesondere im Bereich der Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit über die Bildungsstelle Häusliche Gewalt sicherzustellen.



Begründung:

Damit Opfer – meist Frauen und Kinder – besser geschützt werden, beteiligt sich die Schweiz seit dem 1. April 2018 an einem verbindlichen Übereinkommen des Europarats, der sogenannten Istanbul-Konvention. Diese verpflichtet den Bund und die Kantone dazu, genügend Schutzplätze für Opfer von häuslicher Gewalt anzubieten. Der Sonntagszeitung vom 12. Mai 2019 war zu entnehmen, dass schweizweit jedes vierte Opfer, das Schutz in einem Frauenhaus sucht, mangels Platz abgewiesen wird und in einer unbetreuten Pension oder aber im alten Umfeld landet.



Das Frauenhaus Luzern richtet sich an akut von häuslicher Gewalt betroffene Frauen. Es bietet Schutz, Unterkunft und Beratung für Frauen (mit oder ohne Kind), die von häuslicher Gewalt betroffen sind. Es wird vom Kanton Luzern finanziell unterstützt. Im Jahr 2018 suchten 81 Frauen und 97 Kinder Schutz im Frauenhaus Luzern. Im Jahresbericht 2018 des Frauenhauses Luzern finden sich keine Zahlen, wie viele Frauen mit wie vielen Kindern aufgrund von Platzengpässen nicht aufgenommen werden konnten. Jedoch ist dem Jahresbericht 2018 (B 163b) auf der Seite 147 zu entnehmen, dass es im Jahre 2018 gegenüber dem Vorjahr zu einem deutlichen Anstieg von Opfern häuslicher Gewalt gekommen ist. Demzufolge liegt die Annahme nahe, dass auch mehr Frauen und Kinder Schutz im Frauenhaus Luzern suchten.



Mit der Istanbul-Konvention hat der Bund die Verantwortung für die Bereitstellung und Finanzierung von ausreichenden Familienschutzplätzen an die Kantone übertragen. Laut Istanbul-Konvention haben die Kantone dafür zu sorgen, dass genügend Familienschutzplätze bereitstehen. Weiter hält die Istanbul-Konvention fest, dass Familienschutzplätze ausreichend durch die Kantone finanziert werden müssen. Das Frauenhaus Luzern finanziert sich heute jedoch zu einem bedeutenden Teil durch Spenden.



Die Konvention umfasst zudem weitere Massnahmen – dazu zählen neben ausreichend Schutzplätzen unter anderem präventive Massnahmen wie Sensibilisierung, Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit, die im Kanton Luzern von der Bildungsstelle Häusliche Gewalt erbracht werden. Die Bildungsstelle Häusliche Gewalt versteht sich als Kompetenzzentrum für häusliche Gewalt und arbeitet eng mit dem Frauenhaus Luzern zusammen. Sie informiert und sensibilisiert die breite Öffentlichkeit über Formen, Auswirkungen und Folgen häuslicher Gewalt. Sie nimmt Stellung zu aktuellen Entwicklungen, organisiert Veranstaltungen und entwickelt Projekte und Kampagnen. Dafür arbeitet sie mit Institutionen, Behörden und Fachgremien zusammen.



Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat aufgefordert, eine Erhöhung der Anzahl Schutzplätze im Frauenhaus Luzern zu prüfen sowie eine ausreichende Finanzierung dieser Schutzplätze sowie der Bildungsstelle Häusliche Gewalt sicherzustellen.
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